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nationale Rechtsgrundlagen zur Ausweisung  
europäischer Schutzgebiete  

§§ 31 bis 36 BNatSchG 
§ 21 NatSchAG M-V 

 
 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege  
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 

vom 29. Juli 2009  
(in Kraft zum 1. März 2010, zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.8.2013) 

 
Auszug: 
Kapitel 4  
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 
Abschnitt 2 
Netz „Natura 2000“ 
§ 31 Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“ 
§ 32 Schutzgebiete 
§ 33 Allgemeine Schutzvorschriften 
§ 34 Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen 
§ 35 Gentechnisch veränderte Organismen 
§ 36 Pläne 
 
 
§ 31 Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“  

Der Bund und die Länder erfüllen die sich aus den Richtlinien 92/43/EWG und 
2009/147/EG ergebenden Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz des zusammenhän-
genden europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ im Sinne des Artikels 3 der 
Richtlinie 92/43/EWG.  
 
§ 32 Schutzgebiete  

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG zu 
benennen sind, nach den in diesen Vorschriften genannten Maßgaben aus. Sie 
stellen das Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit her. Dieses beteiligt die anderen fachlich betroffenen Bundesmi-
nisterien und benennt die ausgewählten Gebiete der Kommission. Es übermittelt 
der Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine finanzielle Beteiligung der Ge-
meinschaft, die zur Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der Richt-
linie 92/43/EWG einschließlich der Zahlung eines finanziellen Ausgleichs insbeson-
dere für die Land- und Forstwirtschaft erforderlich ist.  

(2) Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgenommenen Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4 dieser Richt-
linie und die nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG benannten 
Gebiete entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von 
Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 zu erklären.  
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(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den jeweiligen Er-
haltungszielen und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. Es soll dargestellt 
werden, ob prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder prioritäre Arten zu schützen 
sind. Durch geeignete Gebote und Verbote sowie Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen ist sicherzustellen, dass den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 
92/43/EWG entsprochen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben unbe-
rührt.  

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 und 3 kann unterbleiben, soweit nach 
anderen Rechtsvorschriften einschließlich dieses Gesetzes und gebietsbezogener 
Bestimmungen des Landesrechts, nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfü-
gungsbefugnis eines öffentlichen oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertrag-
liche Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist.  

(5) Für Natura 2000-Gebiete können Bewirtschaftungspläne selbständig oder als Be-
standteil anderer Pläne aufgestellt werden.  

(6) Die Auswahl und die Erklärung von Gebieten im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 
des Absatzes 2 im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und 
des Festlandsockels zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des 
§ 20 Absatz 2 richten sich nach § 57.  

 
§ 33 Allgemeine Schutzvorschriften  

(1) Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung ei-
nes Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, sind unzulässig. Die für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständige Behörde kann unter den Voraussetzungen des 
§ 34 Absatz 3 bis 5 Ausnahmen von dem Verbot des Satzes 1 sowie von Verboten 
im Sinne des § 32 Absatz 3 zulassen.  

(2) Bei einem Gebiet im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG gilt 
während der Konzertierungsphase bis zur Beschlussfassung des Rates Absatz 1 
Satz 1 im Hinblick auf die in ihm vorkommenden prioritären natürlichen Lebens-
raumtypen und prioritären Arten entsprechend. Die §§ 34 und 36 finden keine An-
wendung.  

 
§ 34 Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen  

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder 
im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet 
erheblich zu beeinträchtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets die-
nen. Soweit ein Natura 2000-Gebiet ein geschützter Teil von Natur und Landschaft 
im Sinne des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit 
aus dem Schutzzweck und den dazu erlassenen Vorschriften, wenn hierbei die je-
weiligen Erhaltungsziele bereits berücksichtigt wurden. Der Projektträger hat die zur 
Prüfung der Verträglichkeit sowie der Voraussetzungen nach den Absätzen 3 bis 5 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.  

(2) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchti-
gungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-
geblichen Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig.  
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(3) Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur zugelassen oder durchgeführt wer-
den, soweit es 1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Inte-
resses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 2. 
zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle 
ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind.  

(4) Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürliche Lebensraum-
typen oder prioritäre Arten betroffen werden, können als zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses nur solche im Zusammenhang mit der Ge-
sundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich günstigen Auswirkun-
gen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden. Sonstige Gründe im 
Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 können nur berücksichtigt werden, wenn die zu-
ständige Behörde zuvor über das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit eine Stellungnahme der Kommission eingeholt hat.  

(5) Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, zugelassen oder 
durchgeführt werden, sind die zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Na-
tura 2000“ notwendigen Maßnahmen vorzusehen. Die zuständige Behörde unter-
richtet die Kommission über das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit über die getroffenen Maßnahmen.  

(6) Bedarf ein Projekt im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, das nicht von einer Behörde 
durchgeführt wird, nach anderen Rechtsvorschriften keiner behördlichen Entschei-
dung oder Anzeige an eine Behörde, so ist es der für Naturschutz und Landschafts-
pflege zuständigen Behörde anzuzeigen. Diese kann die Durchführung des Projekts 
zeitlich befristen oder anderweitig beschränken, um die Einhaltung der Vorausset-
zungen der Absätze 1 bis 5 sicherzustellen. Trifft die Behörde innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang der Anzeige keine Entscheidung, kann mit der Durchführung des 
Projekts begonnen werden. Wird mit der Durchführung eines Projekts ohne die er-
forderliche Anzeige begonnen, kann die Behörde die vorläufige Einstellung anord-
nen. Liegen im Fall des Absatzes 2 die Voraussetzungen der Absätze 3 bis 5 nicht 
vor, hat die Behörde die Durchführung des Projekts zu untersagen. Die Sätze 1 bis 
5 sind nur insoweit anzuwenden, als Schutzvorschriften der Länder, einschließlich 
der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine strengeren Regelungen 
für die Zulässigkeit von Projekten enthalten.  

(7) Für geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 und 
gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30 sind die Absätze 1 bis 6 nur inso-
weit anzuwenden, als die Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschriften über 
Ausnahmen und Befreiungen, keine strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von 
Projekten enthalten. Die Verpflichtungen nach Absatz 4 Satz 2 zur Beteiligung der 
Kommission und nach Absatz 5 Satz 2 zur Unterrichtung der Kommission bleiben 
unberührt.  

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten mit Ausnahme von Bebauungsplänen, die eine Planfest-
stellung ersetzen, nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches in 
Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 des Baugesetzbuches und während der 
Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuches.  
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§ 35 Gentechnisch veränderte Organismen  

Auf  
1. Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen im Sinne des § 3 Nummer 

5 des Gentechnikgesetzes und  
2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von rechtmäßig in Verkehr 

gebrachten Produkten, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten oder 
aus solchen bestehen, sowie den sonstigen, insbesondere auch nicht erwerbs-
wirtschaftlichen, Umgang mit solchen Produkten, der in seinen Auswirkungen 
den vorgenannten Handlungen vergleichbar ist, innerhalb eines Natura 2000-
Gebiets  

ist § 34 Absatz 1 und 2 entsprechend anzuwenden.  
 

§ 36 Pläne  

Auf  
1. Linienbestimmungen nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes und § 13 des 

Bundeswasserstraßengesetzes sowie  
2. Pläne, die bei behördlichen Entscheidungen zu beachten oder zu berücksichti-

gen sind  
ist § 34 Absatz 1 bis 5 entsprechend anzuwenden.  
Bei Raumordnungsplänen im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 7 des Raumordnungs-
gesetzes und bei Bauleitplänen und Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
des Baugesetzbuches findet § 34 Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung. 
 
 
 
 

Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern  
zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) 

vom 23. Februar 2010  
(in Kraft zum 1. März 2010; zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.1.2015) 

 
Auszug: 
Kapitel 3 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft (zu den §§ 20 bis 36 BNatSchG) 
§ 21 Netz ,,Natura 2000“ (zu den §§ 32 bis 34 BNatSchG) 
 
§ 21 Netz „Natura 2000“ 
(zu den §§ 32 bis 34 BNatSchG) 
(1) Die Auswahl der Gebiete nach § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bundesnaturschutzgeset-

zes erfolgt durch die Landesregierung. Die oberste Naturschutzbehörde stellt das 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit nach § 32 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes her. 

(2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung  
1. zu Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung: die Gebiete nach Artikel 4 Ab-

satz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG und  
2. zu Europäischen Vogelschutzgebieten: die Gebiete nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 

der Richtlinie 2009/147/EG  
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erklären. In den Gebieten nach Satz 1 sind alle Vorhaben, Maßnahmen, Verände-
rungen oder Störungen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Gebietes des 
europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ in seinen für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzulässig und können durch die zu-
ständige Naturschutzbehörde untersagt werden, sofern sie nicht nach § 34 Absatz 1 
bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes zugelassen sind. 

(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt die Namen der Gebiete, die Ge-
bietsgrenzen in den Maßstäben 1 : 250 000 (Übersichtskarte) und 1 : 25 000 (De-
tailkarten), die zu schützenden Arten und Biotope von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung sowie den Schutzzweck und die Erhaltungsziele. Sie kann darüber hinaus Ge- 
und Verbote sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen enthalten, sofern diese 
zur Erfüllung der Pflichten aus den in Absatz 2 genannten Richtlinien erforderlich 
sind. Die Übersichtskarte ist im Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden. Die 
Detailkarten sind bei der obersten Naturschutzbehörde archivmäßig zu verwahren. 
Ausfertigungen der Detailkarten, die den jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbereich 
betreffen, werden bei den in § 1 Absatz 3 Nummer 3 bis 5 genannten Naturschutz-
behörden zur öffentlichen Einsichtnahme während der Dienststunden niedergelegt. 
Für das Verfahren zum Erlass und zur Änderung der Rechtsverordnung gilt § 15 
Absatz 1 bis 5 mit der Maßgabe, dass die Auslegung nur in den in § 1 Absatz 3 
Nummer 3 bis 5 genannten Naturschutzbehörden stattfindet und die Mitteilung des 
Ergebnisses durch Verkündung der Rechtsverordnung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt erfolgt. 

(4) Durch Beschluss der Landesregierung kann bestimmt werden, dass im Einzelfall 
die Erklärung von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäischen Vo-
gelschutzgebieten zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft gemäß § 32 
Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes entgegen den §§ 2 bis 6 durch Rechts-
verordnung der Landesregierung erfolgt, sofern mehrere Gebietskörperschaften be-
troffen sind oder dies aus Gründen der Landesentwicklung oder anderen Gründen 
des öffentlichen Interesses förderlich ist. § 14 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(5) Bei bereits zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft erklärten Gebieten und 
Objekten gilt als jeweiliger Schutzzweck auch der in der Rechtsverordnung nach 
den Absätzen 2 und 3 genannte Schutzzweck, soweit es sich um Gebiete gemein-
schaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete handelt. 

(6) Abweichend von § 34 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ergeben 
sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit auch aus der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 2 und 3. 

(7) Das Einholen der Stellungnahme der Kommission nach § 34 Absatz 4 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und die Unterrichtung der Kommission nach § 34 Ab-
satz 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes erfolgen durch die für die Genehmi-
gung des Projektes zuständige Genehmigungsbehörde über die fachlich zuständige 
oberste Landesbehörde.  


